
ministeriell (Beschluß des Ministerrates vom 9. Januar 
1975 [GBl. I S. 133]), mit dem die Voraussetzungen für 
Überschaubarkeit und Vereinheitlichung der Rechts
gestaltung auf diesem Gebiet geschaffen wurden, war 
auch Vorbild für die Erarbeitung des Statuts des Mi
nisteriums der Justiz. Es folgt unter Berücksichtigung 
der Spezifik der Aufgabenstellung des Ministeriums 
den Prinzipien dieses Rahmenstatuts.
Das Statut bestimmt eindeutig Stellung und Verantwor
tungsbereich des Ministeriums der Justiz, legt seine 
Aufgaben insbesondere gegenüber den Bezirks- und 
Kreisgerichten fest, nennt die Prinzipien der Zusam
menarbeit mit den anderen zentralen Justizorganen und 
enthält die Grundsätze für seine Arbeitsweise. Dabei 
sind Erfahrungen der Sowjetunion verwertet worden, 
wie sich überhaupt das Ministerium in seiner Tätigkeit 
von dem Prinzip leiten läßt, immer und auf allen Ar
beitsgebieten die Erfahrungen der sowjetischen Justiz
praxis auszuwerten und für die Arbeit zu nutzen.

Die Aufgaben des Ministeriums der Justiz 
in ihrer Gesamtheit

Von der im Gesetz über den Ministerrat festgelegten 
Verantwortung des Ministerrates, wonach dieser die 
Grundsätze der gesamten staatlichen Innen- und Außen
politik auszuarbeiten und die einheitliche Durchführung 
der Staatspolitik zu leiten hat, ist die Stellung des Mi
nisteriums der Justiz abgeleitet. Ihm obliegen als Organ 
des Ministerrates verantwortliche Aufgaben zur Festi
gung der sozialistischen Staats- und Rechtsordnung 
sowie zur Gewährleistung der sozialistischen Gesetz
lichkeit, und es hat auf dem Gebiet der Verwirklichung 
und Gestaltung des sozialistischen Rechts zur Durch
führung dieser einheitlichen Staatspolitik beizutragen. 
Die Tätigkeit des Ministeriums ist darauf gerichtet, das 
sozialistische Recht einheitlich und wirksam durchzu
setzen, die Rechtsvorschriften entsprechend den gesell
schaftlichen Erfordernissen ständig zu vervollkommnen 
und das sozialistische Rechtsbewußtsein der Bürger 
weiterzuentwickeln.
Dem Ministerium der Justiz obliegt insbesondere:
— die Anleitung der Bezirks- und Kreisgerichte, der 

Staatlichen Notariate und der Schiedskommissionen 
sowie die Kontrolle der Erfüllung ihrer Aufgaben,

— die Auswahl, die Ausbildung, der Einsatz und die 
Entwicklung der Mitarbeiter der Bezirks- und Kreis
gerichte sowie der Staatlichen Notariate,

— die Vervollkommnung und Kontrolle der Wirksam
keit von Rechtsvorschriften auf den Gebieten des 
Zivil-, Familien-, Straf-, Ordnungsstraf-, Gerichts- 
verfassungs-, Gerichtsverfahrens- und Notariatsver
fahrensrechts,

— die Mitwirkung bei der Analyse und Prüfung der 
Wirksamkeit der Gesetze und anderen Rechtsvor
schriften auf dem Gebiet des Wirtschaftsrechts,

— die Unterstützung der Ministerien und anderer zen
traler Staatsorgane bei der Qualifizierung der 
Rechtsarbeit und der Justitiartätigkeit in ihren Be
reichen,

— die Ausarbeitung des Planes der wirtschaftsrecht
lichen Gesetzgebungsaufgaben in Zusammenarbeit 
mit den Ministerien und anderen zentralen Staats
organen und die Koordinierung der Durchführung 
der sich daraus ergebenden Aufgaben,

— die Entwicklung internationaler Rechtsbeziehungen,
— die zentrale staatliche Anleitung zur Erläuterung des 

sozialistischen Rechts und zur Koordinierung aller 
Maßnahmen auf diesem Gebiet,

— die Anleitung der Kollegien und Aufsicht über die 
Kollegien der Rechtsanwälte.

Diese Aufzählung zeigt die Breite'des Verantwortungs
bereichs und macht sichtbar, daß das Ministerium zu
sätzlich zu den bisherigen Aufgaben weitere wichtige 
Funktionen, insbesondere bei der Planung, Analyse und 
Verwirklichung des Wirtschafts rechts sowie bei der 
Propagierung des sozialistischen Rechts insgesamt, 
wahrzunehmen hat.
Die konsequente Durchsetzung des sozialistischen 
Rechts, die Gewährleistung der sozialistischen Gesetz
lichkeit und Rechtssicherheit sind unabänderliche Prin
zipien unserer sozialistischen Staatlichkeit. Sie drücken 
die Interessen der Arbeiterklasse und der von ihr ge
führten Werktätigen aus, die die Macht in unserem 
Staate ausüben. Im Programm der Sozialistischen Ein
heitspartei Deutschlands wird zum Ausdruck gebracht, 
daß „die Hauptrichtung, in der sich die sozialistische 
Staatsmacht entwickelt, die weitere Entfaltung und 
Vervollkommnung der sozialistischen Demokratie“ 
ist./8/
Diese ständige Vervollkommnung der sozialistischen 
Demokratie geht mit der immer bewußteren Verwirk
lichung des sozialistischen Rechts durch die Werktäti
gen — besonders durch die Arbeiterklasse — einher. Das 
zeigen solche hervorragenden Aktivitäten, wie sie die 
Arbeiterklasse mit der Bewegung für Ordnung, Dis
ziplin und Sicherheit entwickelt hat, die vor allem auf 
den Schutz des sozialistischen Eigentums, die Vermei
dung von Bränden und Havarien und auf eine hohe 
Arbeitsdisziplin ausgerichtet ist. In dieser Bewegung 
wird deutlich, wie die Werktätigen — voran die Arbei
terklasse — bewußt die Verwirklichung ihres Rechts in 
die eigenen Hände genommen hat. Das sind Keime 
kommunistischer Verhaltensweisen, die ja dort begin
nen, „wo einfache Arbeiter in selbstloser Weise, harte 
Arbeit bewältigend, sich Sorgen machen um die Er
höhung der Arbeitsproduktivität, um den Schutz eines 
jeden Puds Getreide, Kohle, Eisen und anderer Pro
dukte, die nicht den Arbeitenden persönlich und nicht 
den ihnen .Nahestehenden’ zugute kommen, sondern 
.Fernstehenden1, d. h. der ganzen Gesellschaft in ihrer 
Gesamtheit.. .“79/
Deshalb zielt die Tätigkeit des Ministeriums darauf ab, 
diese Aktivität zielstrebig zu fördern und die Werk
tätigen bei den vielfältigen anderen Formen und Me
thoden zu unterstützen, wo sie sich z. B. als Schöffen 
oder als Mitglieder gesellschaftlicher Gerichte aktiv an 
der Durchsetzung des sozialistischen Rechts beteili
gen.
Es gehört zu den Grundprinzipien der Arbeit des Mi
nisteriums, daß es bei der Wahrnehmung der ihm über
tragenen Verantwortung mit dem Obersten Gericht und 
dem Generalstaatsanwalt der DDR, den zentralen 
Sicherheitsorganen sowie mit dem Freien Deutschen Ge
werkschaftsbund und anderen gesellschaftlichen Orga
nisationen eng zusammenarbeitet.
Gegenüber den Militärober- und Militärgerichten ob
liegen dem Minister der Justiz die Aufgaben, die ihm 
in der Anordnung des Nationalen Verteidigungsrates 
der DDR über die Aufgaben, Zuständigkeit und Orga
nisation der Militärgerichte — Militärgerichtsordnung — 
vom 27. September 1974 (GBl. I S. 481) zugeordnet wor
den sind.
Im Ergebnis der Tätigkeit des Ministeriums unter
breitet der Minister dem Ministerrat Informationen und 
Vorschläge zur Festigung und Weiterentwicklung der 
sozialistischen. Rechtsordnung sowie zur Vervollkomm
nung der Leitungstätigkeit der staatlichen und wirt
schaftsleitenden Organe bei der wirksamen Nutzung

/8/ Programm der SED, S. 41.
/9/ W. I. Lenin, „Die große Initiative“, in: Werke, Bd. 29, Ber
lin 1970, S. 417.
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